
BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS 2011/235/GASP DES RATES 

vom 12. April 2011 

über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen angesichts der Lage in 
Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 21. März 2011 hat der Rat erneut seine tiefe Besorg­
nis über die Verschlechterung der Menschenrechtslage in 
Iran zum Ausdruck gebracht. 

(2) Der Rat hat insbesondere auf die in den letzten Monaten 
dramatisch angestiegene Zahl der Hinrichtungen und die 
systematische Repression gegen iranische Bürger hinge­
wiesen, die Schikanen ausgesetzt sind und festgenommen 
werden, weil sie ihr legitimes Recht auf Meinungsfreiheit 
und friedliche Versammlung ausüben. Die Union hat 
auch die Anwendung von Folter und anderer grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung erneut 
aufs Schärfste verurteilt. 

(3) In diesem Zusammenhang hat der Rat seine Entschlos­
senheit bekräftigt, weiterhin die Menschenrechtsverlet­
zungen in Iran anzugehen, und seine Bereitschaft erklärt, 
gegen diejenigen, die für die schwerwiegende Verletzung 
der Menschenrechte in Iran verantwortlich sind, restrik­
tive Maßnahmen zu verhängen. 

(4) Restriktive Maßnahmen sollten gegen Personen verhängt 
werden, die entgegen den internationalen Menschen­
rechtsverpflichtungen Irans an der Anordnung oder Be­
gehung schwerer Menschenrechtsverletzungen im Zuge 
der Repression gegen friedliche Demonstranten, Journa­
listen, Menschenrechtsverteidiger, Studenten oder andere 
Menschen, die für ihre legitimen Rechte einschließlich des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung eintreten, beteiligt 
oder hierfür verantwortlich waren, sowie gegen Personen, 
die an der Anordnung oder Begehung schwerer Verstöße 
gegen das Recht auf ein ordentliches Verfahren, von Fol­
ter, grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Be­
handlung oder der unterschiedslosen, übermäßigen und 
zunehmenden Anwendung der Todesstrafe einschließlich 
öffentlicher Hinrichtungen, Steinigungen, Hinrichtungen 
durch den Strang oder Hinrichtungen jugendlicher Straf­
täter beteiligt oder hierfür verantwortlich waren. 

(5) Weitere Maßnahmen der Union sind erforderlich, damit 
bestimmte Maßnahmen durchgeführt werden können — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, die erforder­
lich sind, um den im Anhang aufgeführten Personen, die für die 
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen in Iran verant­
wortlich sind, und den — im Anhang aufgeführten — mit 
ihnen in Verbindung stehenden Personen die Einreise in oder 
die Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet zu verweigern. 

(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren 
eigenen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu 
verweigern. 

(3) Absatz 1 berührt nicht die Fälle, in denen ein Mitglied­
staat durch eine völkerrechtliche Verpflichtung gebunden ist, 
und zwar 

a) wenn er Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen 
Organisation ist, 

b) wenn er Gastland einer internationalen Konferenz ist, die 
von den Vereinten Nationen einberufen wurde oder unter 
deren Schirmherrschaft steht, 

c) im Rahmen einer multilateralen Übereinkunft, die Vorrechte 
und Immunitäten verleiht, oder 

d) im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl (Staat 
Vatikanstadt) und Italien geschlossenen Lateranvertrags. 

(4) Absatz 3 ist auch in den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat 
Gastland der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE) ist, als anwendbar anzusehen. 

(5) Der Rat ist in allen Fällen, in denen ein Mitgliedstaat eine 
Ausnahme aufgrund der Absätze 3 oder 4 gewährt, ordnungs­
gemäß zu unterrichten. 

(6) Die Mitgliedstaaten können Ausnahmen von den Maß­
nahmen nach Absatz 1 in den Fällen zulassen, in denen die 
Reise aufgrund einer humanitären Notlage oder aufgrund der 
Teilnahme an Tagungen auf zwischenstaatlicher Ebene — ein­
schließlich solcher, die von der Union unterstützt werden oder 
von einem Mitgliedstaat, der zu dem Zeitpunkt den OSZE-Vor­
sitz innehat, ausgerichtet werden — gerechtfertigt ist, wenn dort 
ein politischer Dialog geführt wird, durch den Demokratie, Men­
schenrechte und Rechtsstaatlichkeit in Iran unmittelbar geför­
dert werden.

DE 14.4.2011 Amtsblatt der Europäischen Union L 100/51



(7) Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach Absatz 6 zulassen 
möchte, unterrichtet den Rat schriftlich hiervon. Die Ausnahme 
gilt als gewährt, wenn nicht von einem oder mehreren Mitglie­
dern des Rates innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Eingang 
der Mitteilung über die vorgeschlagene Ausnahme schriftlich 
Einwand erhoben wird. Sollte von einem oder von mehreren 
Mitgliedern des Rates Einwand erhoben werden, so kann der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit dennoch beschließen, die vorgeschla­
gene Ausnahme zu gewähren. 

(8) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat aufgrund der 
Absätze 3, 4, 6 oder 7 den im Anhang aufgeführten Personen 
die Einreise in oder die Durchreise durch sein Hoheitsgebiet 
genehmigt, gilt die Genehmigung nur für den Zweck, für den 
sie erteilt wurde, und nur für die davon betroffenen Personen. 

Artikel 2 

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im 
Besitz oder im Eigentum der — im Anhang aufgeführten — für 
schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen in Iran verant­
wortlichen Personen stehen oder von diesen gehalten oder kon­
trolliert werden, sowie sämtliche Gelder und wirtschaftlichen 
Ressourcen, die den — im Anhang aufgeführten — mit den 
genannten Personen verbundenen Personen und Organisationen 
gehören oder in deren Besitz oder Eigentum stehen oder von 
diesen gehalten oder kontrolliert werden, werden eingefroren. 

(2) Den in der Liste im Anhang aufgeführten Personen dür­
fen weder unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftli­
che Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder zugute 
kommen. 

(3) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats kann unter 
den ihr angemessen erscheinenden Bedingungen die Freigabe 
bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressour­
cen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftli­
cher Ressourcen genehmigen, nachdem sie festgestellt hat, dass 
diese Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 

a) zur Befriedigung der Grundbedürfnisse der im Anhang auf­
geführten Personen und ihrer unterhaltsberechtigten Famili­
enangehörigen — unter anderem für die Bezahlung von 
Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten 
und medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungsprä­
mien und Gebühren öffentlicher Versorgungseinrichtungen 
— notwendig sind; 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und 
der Rückerstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit 
Rechtsdienstleistungen dienen; 

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Dienstleis­
tungskosten für die routinemäßige Verwahrung oder Verwal­
tung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen 
dienen oder 

d) für die Deckung außerordentlicher Ausgaben erforderlich 
sind, vorausgesetzt, dass die zuständige Behörde den zustän­
digen Behörden der anderen Mitgliedstaaten und der Kom­
mission mindestens zwei Wochen vor Erteilung der Geneh­
migung mitgeteilt hat, aus welchen Gründen sie der Auffas­
sung ist, dass eine spezifische Genehmigung erteilt werden 
sollte. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied­
staaten und die Kommission von den Genehmigungen, die er 
nach Maßgabe dieses Absatzes erteilt hat. 

(4) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Be­
hörden eines Mitgliedstaats die Freigabe bestimmter eingefrore­
ner Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn 
die nachstehenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand 
eines Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrechts, das vor dem 
Zeitpunkt, zu dem die in Absatz 1 genannte Person oder 
Organisation in den Anhang aufgenommen wurde, von ei­
nem Gericht, einer Verwaltungsstelle oder einem Schieds­
gericht angeordnet oder festgestellt wurde, oder sie sind Ge­
genstand einer vor diesem Zeitpunkt ergangenen Entschei­
dung eines Gerichts, einer Verwaltungsstelle oder eines 
Schiedsgerichts; 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rah­
men der anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechtsvor­
schriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich zur 
Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch ein solches 
Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht gesichert sind oder 
deren Bestehen in einer solchen Entscheidung anerkannt 
worden ist; 

c) das Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht oder die Ent­
scheidung begünstigt nicht eine im Anhang aufgeführte Per­
son oder Organisation und 

d) die Anerkennung des Sicherungs- oder Zurückbehaltungs­
rechts oder der Entscheidung steht nicht im Widerspruch 
zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied­
staaten und die Kommission von den Genehmigungen, die er 
nach Maßgabe dieses Absatzes erteilt hat. 

(5) Absatz 1 schließt nicht aus, dass eine im Anhang auf­
geführte Person oder Organisation Zahlungen aufgrund eines 
Vertrags leisten kann, der vor dem Zeitpunkt der Aufnahme 
der betreffenden Person oder Organisation in den Anhang ge­
schlossen wurde, sofern der betreffende Mitgliedstaat festgestellt 
hat, dass die Zahlung weder unmittelbar noch mittelbar von 
einer Person oder Organisation nach Absatz 1 entgegengenom­
men wird. 

(6) Absatz 2 gilt nicht für die Gutschrift auf eingefrorene 
Konten von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Datum geschlossen oder einge­
gangen wurden oder entstanden sind, ab dem diese Konten 
den in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen 
unterliegen, 

vorausgesetzt, dass diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlun­
gen weiterhin unter die in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen 
fallen.
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Artikel 3 

(1) Der Rat erstellt und ändert die Liste im Anhang auf Vor­
schlag eines Mitgliedstaats oder des Hohen Vertreters der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik. 

(2) Der Rat setzt die betreffende Person oder Organisation 
entweder auf direktem Weg, falls ihre Anschrift bekannt ist, 
oder durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung von 
seinem Beschluss und den Gründen für die Aufnahme in die 
Liste in Kenntnis und gibt dieser Person oder Organisation Ge­
legenheit zur Stellungnahme. 

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stich­
haltige neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat seinen 
Beschluss und unterrichtet die betreffende Person oder Organi­
sation entsprechend. 

Artikel 4 

(1) Im Anhang werden die Gründe für die Aufnahme der 
betreffenden Personen und Organisation in die Liste angegeben. 

(2) Der Anhang enthält ferner die zur Identifizierung der 
betreffenden Personen oder Organisation erforderlichen Anga­
ben, soweit diese verfügbar sind. In Bezug auf Personen können 
diese Angaben Namen, einschließlich Aliasnamen, Geburts­
datum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Personal­

ausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie 
Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf Organisationen 
können diese Angaben Namen, Ort und Datum der Registrie­
rung, Registriernummer und Geschäftssitz umfassen. 

Artikel 5 

Damit die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen größt­
mögliche Wirkung entfalten können, empfiehlt die Union Dritt­
staaten, vergleichbare restriktive Maßnahmen zu ergreifen. 

Artikel 6 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Dieser Beschluss gilt bis zum 13. April 2012. Er wird fortlau­
fend überprüft. Er wird gegebenenfalls verlängert oder geändert, 
wenn der Rat der Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht 
wurden. 

Geschehen zu Luxemburg am 12. April 2011. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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ANHANG 

Liste der Personen und Körperschaften nach den Artikeln 1 und 2 

Personen 

Name Identifizierungs- 
infomationen Gründe 

Zeitpunkt 
der 

Aufnahme 
in die Liste 

1. AHMADI-MOQADDAM 
Esmail 

Geburtsort: Teheran 
(Iran) - Geburtsdatum: 
1961 

Chef der iranischen Polizei. Polizeikräfte unter 
seiner Führung führten brutale Angriffe auf 
friedliche Proteste und am 15. Juni 2009 einen 
gewaltsamen Angriff bei Nacht auf die Schlaf­
säle der Teheraner Universität durch. 

2. ALLAHKARAM Hossein Chef der Ansar-e Hezbollah und Oberst in der 
Iranischen Revolutionsgarde. Mitbegründer der 
Ansar-e Hezbollah. Diese paramilitärische 
Truppe war für extreme Gewalt beim Vorgehen 
gegen Studenten und Universitäten 1999, 2002 
und 2009 verantwortlich. 

3. ARAGHI (ERAGHI) 
Abdollah 

Stellvertretender Leiter der Landstreitkräfte der 
Iranischen Revolutionsgarde. 
Hatte direkte und persönliche Verantwortung 
für die Niederschlagung der Proteste den ganzen 
Sommer 2009 über. 

4. FAZLI Ali Stellvertretender Kommandeur der Bassidsch, 
früherer Leiter des Seyyed al-Shohada Korps 
der Iranischen Revolutionsgarde, Provinz Tehe­
ran (bis Februar 2010). Das Seyyed al-Shohada 
Korps ist für die Sicherheit in der Provinz Te­
heran zuständig und spielte 2009 eine Schlüs­
selrolle bei der brutalen Repression gegen Pro­
testteilnehmer. 

5. HAMEDANI Hossein Leiter des Rassoulollah Korps der Iranischen Re­
volutionsgarde, seit November 2009 zuständig 
für den Großraum Teheran. Das Rassoulollah 
Korps ist für die Sicherheit im Großraum Tehe­
ran zuständig und spielte 2009eine Schlüssel­
rolle bei der gewaltsamen Repression gegen 
Protestteilnehmer. Verantwortlich für die Nie­
derschlagung der Proteste während der Ereig­
nisse von Ashura (Dezember 2009) und da­
nach. 

6. JAFARI Mohammad-Ali 
(alias “Aziz Jafari“) 

Geburtsort: Yazd 
(Iran) - Geburtsdatum: 
1.9.1957 

Oberkommandierender der Iranischen Revoluti­
onsgarde. Die Iranische Revolutionsgarde und 
der Stützpunkt Sarollah unter dem Kommando 
von General Aziz Jafari spielten eine Schlüssel­
rolle bei den illegalen Eingriffen in die Prä­
sidentschaftswahlen von 2009, bei Festnahmen 
und Inhaftierungen von politischen Aktivisten 
sowie bei Zusammenstößen mit Protestierenden 
auf der Straße. 

7. KHALILI Ali General der Iranischen Revolutionsgarde, Leiter 
der medizinischen Einheit des Stützpunkts Sa­
rollah. Er unterzeichnete am 26. Juni 2009 ein 
Schreiben an das Gesundheitsministerium, in 
dem die Aushändigung von Unterlagen oder 
Patientenakten an Personen, die bei den Ereig­
nissen nach den Wahlen verletzt oder in ein 
Krankenhaus eingewiesen wurden, untersagt 
wird. 

8. MOTLAGH Bahram 
Hosseini 

Leiter des Seyyed al-Shohada Korps der Ira­
nischen Revolutionsgarde, Provinz Teheran. 
Das Seyyed al-Shohada Korps spielte eine 
Schlüsselrolle in der Organisation der Nieder­
schlagung von Protesten.
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Name Identifizierungs- 
infomationen Gründe 

Zeitpunkt 
der 

Aufnahme 
in die Liste 

9. NAQDI Mohammad-Reza Geburtsort: Najaf 
(Irak) – Geburtsdatum: 
etwa 1952 

Kommandeur der Bassidsch. Als Kommandeur 
der Bassidsch-Streitkräfte der Iranischen Revolu­
tionsgarde war Naqdi für Übergriffe der Bass­
idsch Ende 2009, einschließlich für die gewalt­
same Reaktion auf die Proteste am Ashura-Tag, 
bei denen 15 Menschen starben und Hunderte 
von Protestteilnehmern verhaftet wurden, ver­
antwortlich oder daran beteiligt. 
Vor seiner Ernennung zum Kommandeur der 
Bassidsch im Oktober 2009 war Naqdi Leiter 
der Geheimdienstabteilung der Bassidsch und 
verantwortlich für die Verhöre der Personen, 
die bei der Niederschlagung der Proteste nach 
den Wahlen verhaftet wurden. 

10. RADAN Ahmad-Reza Geburtsort: Isfahan 
(Iran) - Geburtsdatum: 
1963 

Stellvertretender Leiter der iranischen Polizei. 
Als stellvertretender Leiter der iranischen Polizei 
seit 2008 ist Radan dafür verantwortlich, dass 
Polizeikräfte Protestteilnehmer geschlagen, er­
mordet oder willkürlich festgenommen und in­
haftiert haben. 

11. RAJABZADEH Azizollah Ehemaliger Leiter der Teheraner Polizei (bis Ja­
nuar 2010). Als Kommandeur der Strafverfol­
gungskräfte im Großraum Teheran ist Azizollah 
Rajabzadeh der hochrangigste Beschuldigte im 
Fall der Übergriffe in der Haftanstalt Kahrizak. 

12. SAJEDI-NIA Hossein Leiter der Teheraner Polizei, ehemaliger stellver­
tretender Leiter der iranischen Polizei mit Zu­
ständigkeit für Polizeieinsätze. Er ist für das In­
nenministerium für die Koordinierung von Re­
pressionseinsätzen in der iranischen Hauptstadt 
zuständig. 

13. TAEB Hossein Geburtsort: Teheran - 
Geburtsdatum: 1963 

Ehemaliger Kommandeur der Bassidsch (bis Ok­
tober 2009). Derzeit stellvertretender Komman­
deur der Iranischen Revolutionsgarde für den 
Geheimdienst. Die Streitkräfte unter seinem 
Kommando haben an Massenschlägereien, an 
der Ermordung, Inhaftierung und Folterung 
friedlicher Protestteilnehmer teilgenommen. 

14. SHARIATI Seyeed Hassan Oberhaupt der Justiz von Mashhad. Gerichtsver­
fahren unter seiner Aufsicht wurden summa­
risch und unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
geführt, wobei Grundrechte der Angeklagten 
missachtet wurden und unter Druck und Folter 
erpresste Aussagen verwertet wurden. Da Voll­
zugsentscheidungen en masse getroffen wurden, 
wurden Todesstrafen ohne faire Anhörungsver­
fahren verhängt. 

15. DORRI-NADJAFABADI 
Ghorban-Ali 

Geburtsort: Najafabad 
(Iran) - Geburtsdatum: 
1945 

Ehemaliger Generalstaatsanwalt von Iran (bis 
September 2009) (ehemaliger Geheimdienst­
minister unter Präsident Khatami). Als General­
staatsanwalt von Iran befahl und überwachte er 
nach den ersten Protesten nach den Wahlen 
Schauprozesse, bei denen den Angeklagten das 
Recht auf einen Anwalt verweigert wurde. Er 
trägt außerdem Verantwortung an den Übergrif­
fen in Kahrizak. 

16. HADDAD Hassan 
(alias Hassan ZAREH 
DEHNAVI) 

Richter, Revolutionsgericht in Teheran, Abtei­
lung 26. Er war zuständig für die Fälle von 
Inhaftierten, die während der Krise nach den 
Wahlen festgenommen wurden, und drohte re­
gelmäßig den Familien der Inhaftierten, um ihr 
Schweigen zu erlangen. Er wirkte an der Aus­
stellung von Befehlen zur Inhaftierung in der 
Haftanstalt Kahrizak mit.
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Name Identifizierungs- 
infomationen Gründe 

Zeitpunkt 
der 

Aufnahme 
in die Liste 

17. Hodjatoleslam Seyed 
Mohammad SOLTANI 

Richter, Revolutionsgericht von Mashhad. Ge­
richtsverfahren unter seiner Aufsicht wurden 
summarisch und unter Ausschluss der Öffent­
lichkeit geführt, wobei Grundrechte der Ange­
klagten missachtet wurden. Da Vollzugsent­
scheidungen en masse getroffen wurden, wur­
den Todesstrafen ohne faire Anhörungsverfah­
ren verhängt. 

18. HEYDARIFAR Ali-Akbar Richter, Revolutionsgericht von Teheran. Er 
nahm an Gerichtsverfahren gegen Protestteil­
nehmer teil. Er wurde von der Justiz zu den 
Übergriffen in Kahrizak gehört. Er wirkte an 
der Ausstellung von Befehlen zur Überstellung 
von Inhaftierten an die Haftanstalt Kahrizak 
mit. 

19. JAFARI-DOLATABADI 
Abbas 

Generalstaatsanwalt von Teheran seit August 
2009. Dolatabadis Amt klagte eine große Zahl 
von Protestteilnehmern an, auch Personen, die 
an den Protesten am Ashura-Tag im Dezember 
2009 teilnahmen. Er ordnete die Schließung des 
Büros von Karroubi im September 2009 und 
die Verhaftung verschiedener Reformpolitiker 
an; ferner verbot er im Juni 2010 zwei reform­
politische Parteien. Sein Amt klagte Protestteil­
nehmer der Moharebeh, der „Feindschaft gegen 
Gott“ an, die mit dem Tod bestraft wird; den 
Angeklagten, denen die Todesstrafe drohte, 
wurde ein fairer Prozess versagt. Sein Amt 
nahm ferner im Rahmen eines breit angelegten 
Vorgehens gegen die politische Opposition Re­
former, Menschenrechtsaktivisten und Medien­
vertreter ins Visier und nahm Verhaftungen vor. 

20. MOGHISSEH Mohammad 
(alias NASSERIAN) 

Richter, Leiter des Revolutionsgerichts von Te­
heran, Abteilung 28. Er ist für Fälle von Teil­
nehmern an den Prostesten nach den Wahlen 
zuständig. Er verhängte im Rahmen unfairer 
Gerichtsverfahren gegen soziale und politische 
Aktivisten und Journalisten lange Gefängnisstra­
fen und in mehreren Fällen die Todesstrafe für 
Protestteilnehmer und soziale und politische 
Aktivisten. 

21. MOHSENI-EJEI Gholam- 
Hossein 

Geburtsort: Ejiyeh - 
Geburtsdatum: etwa 
1956 

Generalstaatsanwalt von Iran seit September 
2009 und Sprecher der Justiz (ehemaliger Ge­
heimdienstminister während der Wahlen 2009). 
In seiner Zeit als Geheimdienstminister während 
der Wahlen waren ihm unterstehende Angehö­
rige des Geheimdienstes verantwortlich für In­
haftierungen, Folter und Erpressung falscher Ge­
ständnisse unter Druck von Hunderten von Ak­
tivisten, Journalisten, Dissidenten und Reform­
politikern. Außerdem wurden politische Ak­
teure bei unerträglichen Verhören, bei denen 
es zu Folter, Misshandlung, Erpressung und Be­
drohung von Familienangehörigen kam, zu fal­
schen Geständnissen gezwungen. 

22. MORTAZAVI Said Geburtsort: Meybod, 
Yazd (Iran) - Geburts­
datum: 1967 

Leiter der iranischen Task Force zur Schmuggel­
bekämpfung, ehemaliger Generalstaatsanwalt 
von Teheran (bis August 2009). Als General­
staatsanwalt von Teheran stellte er eine Blanko­
vollmacht für die Inhaftierung hunderter Akti­
visten, Journalisten und Studenten aus. Er 
wurde nach einer Untersuchung seiner Rolle 
beim Tod von drei Männern, die nach den 
Wahlen auf seine Anordnung hin festgenom­
men wurden, durch die iranische Justiz im Au­
gust 2010 vom Amt suspendiert.
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Name Identifizierungs- 
infomationen Gründe 

Zeitpunkt 
der 

Aufnahme 
in die Liste 

23. PIR-ABASSI Abbas Revolutionsgericht Teheran, Abteilungen 26 
und 28. Er ist für Fälle von Teilnehmern an 
den Prostesten nach den Wahlen zuständig; er 
verhängte im Rahmen unfairer Gerichtsverfah­
ren gegen Menschenrechtsaktivisten lange Ge­
fängnisstrafen und in mehreren Fällen die To­
desstrafe für Protestteilnehmer. 

24. MORTAZAVI Amir Stellvertretender Staatsanwalt von Mashhad. 
Verfahren unter seiner Anklage wurden summa­
risch und unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
geführt, wobei Grundrechte der Angeklagten 
missachtet wurden. Da Vollzugsentscheidungen 
en masse getroffen wurden, wurden Todesstra­
fen ohne faire Anhörungsverfahren verhängt. 

25. SALAVATI 
Abdolghassem 

Richter, Leiter des Revolutionsgerichts von Te­
heran, Abteilung 15. Er ist für Fälle von Teil­
nehmern an den Prostesten nach den Wahlen 
zuständig und war der vorsitzende Richter der 
Schauprozesse im Sommer 2009; er verurteilte 
zwei Monarchisten im Rahmen dieser Schau­
prozesse zum Tode. Er verurteilte mehr als hun­
dert politische Gefangene, Menschenrechtsakti­
visten und Demonstranten zu langen Gefäng­
nisstrafen. 

26. SHARIFI Malek Adjar Leiter der Justiz in Ostaserbaidschan. Er war 
zuständig für das Gerichtsverfahren gegen Saki­
neh Mohammadi-Ashtiani. 

27. ZARGAR Ahmad Richter, Berufungsgericht von Teheran, Abtei­
lung 36. Er bestätigte langjährige Gefängnis- 
und Todesstrafen gegen Protestteilnehmer. 

28. YASAGHI Ali-Akbar Richter, Revolutionsgericht von Mashhad. Ge­
richtsverfahren unter seiner Aufsicht wurden 
summarisch und unter Ausschluss der Öffent­
lichkeit geführt, wobei Grundrechte der Ange­
klagten missachtet wurden. Da Vollzugsent­
scheidungen en masse getroffen wurden, wur­
den Todesstrafen ohne faire Anhörungsverfah­
ren verhängt. 

29. BOZORGNIA Mostafa Leiter der Abteilung 350 des Evin-Gefängnisses. 
Bei mehreren Gelegenheiten wandte er unver­
hältnismäßige Gewalt gegen Gefangene an. 

30. ESMAILI Gholam-Hossein Leiter der Gefängnisorganisation in Iran. In die­
ser Eigenschaft wirkte er an der massenhaften 
Inhaftierung von politischen Protestierern und 
der Vertuschung von Übergriffen im Gefängnis­
system mit. 

31. SEDAQAT Farajollah Stellvertretender Sekretär der Allgemeinen Ge­
fängnisverwaltung in Teheran - ehemaliger Lei­
ter des Evin-Gefängnisses, Teheran (bis Oktober 
2010); in dieser Zeit kam es zu Folterungen. Er 
war Aufseher und bedrohte vielfach Gefangene 
und übte Druck auf sie aus. 

32. ZANJIREI 
Mohammad-Ali 

Als stellvertretender Leiter der Gefängnisorgani­
sation in Iran ist er verantwortlich für Über­
griffe und Entrechtung in Haftanstalten. Er ord­
nete für viele Insassen Einzelhaft an.
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